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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Die drei bürgerlichen Bundesratsparteien hatten anfangs März je eine eigene Motion
zur Schaffung eines Staatsschutzgesetzes eingereicht (FDP: Mo. 90.373; SVP: Mo.
90.383; CVP: Mo. 90.400). Obwohl der Bundesrat bereit war, diese Aufträge
entgegenzunehmen, konnte der Nationalrat noch nicht darüber entscheiden, da sie von
den beiden Sozialdemokraten Leuenberger (SO) und Rechsteiner (SG) sowie von den
Grünen bekämpft wurden und die Diskussion auf einen späteren Zeitpunkt verschoben
werden musste. Der Ständerat seinerseits überwies eine von Onken (sp, TG) bekämpfte
Motion Rüesch (fdp, SG) für die Schaffung eines Staatsschutzgesetzes mit 22 zu 2
Stimmen. Bundespräsident Koller gab in der Wintersession bekannt, dass das EJPD
prioritär mit der Ausarbeitung eines Staatsschutzgesetzes befasst ist, welches die
notwendige präventive Polizeitätigkeit regeln soll. 1

MOTION
DATUM: 22.06.1990
HANS HIRTER

Der Bundesbeschluss regelt im weiteren die Vernichtung von Akten der
Bundesanwaltschaft. Der Sonderbeauftragte für Staatsschutzakten soll demnach
diejenigen Akten vernichten, welche für die künftige Staatsschutztätigkeit nicht mehr
benötigt werden und für die auch keine Einsichtsgesuche hängig sind. Für die
Geschichtsforschung besonders wichtige Akten, z.B. über Parteien, Organisationen und
bekannte Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens sollen hingegen archiviert werden.
Der Bundesrat konnte sich bei diesem Antrag auf eine von beiden Ratskammern
überwiesene PUK-Motion stützen, welche unter anderem verlangt hatte, dass
«überholte Einträge und Dokumente» zu vernichten seien. Entgegen dem Wunsch des
Bundesrates konnte der Beschluss noch nicht in der Wintersession behandelt werden,
da die erstberatende Ständeratskommission entschied, namentlich zur Frage der
Aktenvernichtung noch Hearings durchzuführen. Hingegen lehnte der Nationalrat in der
Wintersession mit 84 zu 65 Stimmen ein Postulat Leuenberger (sp, SO) gegen die
Vernichtung von Staatsschutzakten ab. 2

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 26.11.1991
HANS HIRTER

1) AB NR, 1990, S. 1255 ff.; AB NR, 1990, S. 2479 f.; AB SR, 1990, S. 438 ff.; Cattani (1990). Bewährung in der totalitären
Bedrohung.; Cattani (1990). Entstehung und Entwicklung der politischen Polizei bis 1935.; Engeler (1990). Grosser Bruder
Schweiz.; TA, 5.3. und 21.3.90.
2) AB SR, 1991, S. 2127 ff.; BBl, IV, S. 1016 ff.; NZZ, 26.11. und 3.12.91. ; Presse vom 24.10.91; Bund, 30.9.91 und LZ, 12.12.91; NZZ,
9.10.91 und BaZ, 26.10.91.
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